
 

 
 
 
 
 
 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 17. April 2012   

 

P120572 Ratschlag betreffend Teilrevision des Gesetzes betreffend die Einführung 
des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Alimentenhilfe) 

P948247 Anzug Rita Schiavi Schäppi und Konsorten betreffend Einführung einer 
ergänzenden Kinderzulage 

P105325 Anzug Gülsen Öztürk und Konsorten betreffend Mietzinsbeiträge an alle 
finanzschwachen Haushalte 

P105328 Anzug Beat Jans und Konsorten betreffend Entlastung von Familien 
 

 
 

 
 
://: 1. Der vorgelegte Entwurf zur Änderung der Verordnung zum Gesetz 

über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen an Familien mit Kin-
dern (Mietbeitragsverordnung, MIVO) wird einschliesslich Anhang 
(Mietzinsbeitragstabelle) genehmigt. 

2. Der vorgelegte Ratschlagsentwurf wird zur Ausfertigung und Wei-
terleitung an den Grossen Rat genehmigt.  

3. Dem Grossen Rat wird beantragt, die Anzüge Rita Schiavi 
Schäppi und Konsorten, Gülsen Öztürk und Konsorten und Beat 
Jans und Konsorten als erledigt abzuschreiben. 

 

 

Begründung 

Auslöser für die vorgeschlagenen Gesetzes- und Verordnungsände-
rungen ist der Anzug Rita Schiavi Schäppi zur Einführung einer ergän-
zenden Kinderzulage aus dem Jahr 1994. Statt der Einführung einer 
neuen Sozialleistung wie kantonale Ergänzungsleistungen für Familien 
möchte der Regierungsrat die Familien im Rahmen des bestehenden 
Modells besser unterstützen. Er baut dazu per 2013 die Familienmiet-
zinsbeiträge aus und verabschiedete eine entsprechende Revision der 
Mietbeitragsverordnung. Ebenfalls soll der Geschwisterrabatt für Vor-
schulkinder in der Tagesbetreuung erhöht werden, das zuständige Er-
ziehungsdepartement wird noch einen entsprechenden Vorschlag un-
terbreiten. Als weitere Massnahme schlägt der Regierungsrat dem 
Grossen Rat den Ausbau der Alimentenhilfe vor und unterbreitet ihm 
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die entsprechende Änderung des kantonalen Einführungsgesetzes 
zum ZGB, zusammen mit der Beantwortung von mehreren parlamenta-
rischen Vorstössen zum Thema Sozialleistungen für Familien. 

 

 

                                                                                           
 


